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1 Einleitung 

Mit dem zweiten Gesetz zur Änderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes (WindSeeG 2023) 

und anderer Vorschriften vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1325) hat der Gesetzgeber unter ande-

rem die Ausbauziele für die Offshore-Windenergie erhöht und die Ausschreibungen für Off-

shore-Flächen sowie die Regelungen bezüglich der Realisierungsfristen überarbeitet.  

Der BDEW unterstützt die ambitionierten Ausbauziele. Um diese erreichen zu können, besteht 

aus Sicht des BDEW allerdings dringender Anpassungsbedarf an den gesetzlichen Vorgaben zu 

den Realisierungsfristen nach § 81 WindSeeG und § 17d EnWG.  

2 Anpassungen in § 17d EnWG zusammen mit § 81 WindSeeG 2023 

Im Zuge der letzten WindSeeG-Novelle wurde die Realisierungsfrist nach § 81 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 5 WindSeeG 2023 für die Fertigstellung des Offshore-Windparks (OWP) nach dem verbind-

lichem Fertigstellungstermin (VFT) der Netzanschlüsse von 18 auf sechs Monate verkürzt. 

Nach § 81 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 WindSeeG ist der bezuschlagte Bieter verpflichtet, spätestens 

zum VFT gegenüber der Bundesnetzagentur (BNetzA) den Nachweis zu erbringen, dass die 

technische Betriebsbereitschaft von mind. einer Windenergieanlage (WEA) einschließlich der 

zughörigen parkinternen Verkabelung hergestellt worden ist. Innerhalb von sechs Monaten 

nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin muss nach § 81 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 WindSeeG 

2023 zudem ein Nachweis gegenüber der BNetzA erbracht werden, dass die technische Be-

triebsbereitschaft des OWP insgesamt hergestellt worden ist (mindestens zu 95 % der bezu-

schlagten Gebotsmenge). 

Bewertung 

Die derzeitigen gesetzlichen Realisierungsfristen stehen einer sinnvollen Umsetzung der not-

wendigen Zwischenschritte für die rechtzeitige Fertigstellung der zunehmend größer werden-

den Offshore-Netzanbindungssysteme (ONAS) einerseits sowie der OWPs andererseits aus 

den folgenden Gründen entgegen: 

Bis zum VFT müssen bestimmte Parametrierungstests für das ONAS durch den Übertragungs-

netzbetreiber (ÜNB) erfolgreich abgeschlossen worden sein, um möglicherweise auftretende 

Fehler rechtzeitig beheben zu können. Diese Tests sollten unter möglichst realen Bedingun-

gen, inklusive einer gewissen Einspeisung des OWP, durchgeführt werden. Speziell für den 

Test der Kühlung der geplanten 2-GW-ONAS ist dabei eine Mindesteinspeisung von 30 % der 

Windparks technisch zukünftig notwendig.  
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Aktuell fehlt eine Regelung, die konkrete Inhalte im Realisierungsfahrplan vorsieht. Stattdes-

sen ist es den ÜNB und den OWP-Entwicklern freigestellt, im Rahmen des Realisierungsfahr-

plans über die Gesetzeslage hinausgehende Regelungen abzustimmen.  

Auch wenn dadurch bereits zu einem früheren Zeitpunkt mehr WEA – als derzeit vom Gesetz 

vorgesehen – betriebsbereit wären, benötigen die OWP-Entwickler gleichzeitig insgesamt eine 

längere Frist zur vollständigen Betriebsherstellung des OWP. Es ist das Interesse der Betreiber, 

zügig den Windpark in Betrieb nehmen zu können. Allerdings stellt die Frist von sechs Mona-

ten nach dem VFT, der in der Regel am Ende des dritten oder vierten Quartals liegt, angesichts 

der gewachsenen Größe der Flächen und der zu installierenden Leistung eine kaum zu bewäl-

tigende Herausforderung für die OWP-Betreiber in der zur Verfügung stehenden Zeit dar. Er-

schwerend kommen die unsicheren Wetterbedingungen in den Wintermonaten und die zu-

nehmende Entfernung zur Küste hinzu. Auch zunehmende Lieferengpässe können ein Risiko 

sein. Es reicht bereits der Ausfall bzw. die Verzögerung eines nachrangigen, nicht direkt durch 

den Betreiber kontrollierbaren Nachunternehmers, um durch entsprechende Knock-on-Ef-

fekte ungewollte Verzögerungen hervorzurufen. Auch ist es in Zeiten der Verknappung der 

Lieferkette kein unrealistisches Szenario, dass ein Installationsschiff trotz vereinbarter Ver-

tragsstrafen kurzfristig auf einen wirtschaftlich attraktiveren Auftrag abgezogen wird. 

Vorschlag 

Der BDEW schlägt daher vor, folgende Vorgaben für den Realisierungsfahrplan in § 17d Abs. 2 

EnWG gesetzlich mitaufzunehmen: Die für die Parametrierungstests technisch notwendige 

Leistungsschwelle von 30 % der gesamten Leistung des Windparks1 soll bereits sechs Wochen 

vor dem VFT erreicht werden. Dies ist notwendig, da bei größer werdenden ONAS die Inbe-

triebnahme zunehmend mehr Zeit in Anspruch nimmt. Um diese Leistungsschwelle schon frü-

her erreichen zu können, soll den OWP-Entwicklern im Gegenzug möglichst schon sechs Mo-

nate vor dem VFT der Beginn des Kabeleinzugs durch den ÜNB ermöglicht werden. Die Auf-

nahme dieser notwendigen Vorgaben sollte aus Sicht des BDEW in § 17d Abs. 2 EnWG erfol-

gen, weil der Realisierungsfahrplan das richtige Instrument ist, solche gegenseitig bedingten 

Schritte miteinander abzustimmen, um einen möglichst effizienten und fristgemäßen Netzan-

schluss gemeinsam zu realisieren. Die Intention der vorgeschlagenen „Soll“-Vorgaben ist es, 

die Planbarkeit im Realisierungsprozess sowohl für OWP- als auch für ONAS-Entwickler im 

 

 

1 Diese Leistungsschwelle basiert auf der CIGRE Norm 697 „Testing and commissioning of VSC HVDC Systems“ in Verbindung 
mit den technischen Voraussetzungen von zukünftig geplanten 2-GW-ONAS und -OWPs. 

https://www.e-cigre.org/publications/detail/697-testing-and-commissioning-of-vsc-hvdc-systems.html
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Vergleich zur bisherigen Gesetzeslage deutlich zu stärken, ohne dadurch neue Haftungsgrund-

lagen für beide Seiten zu schaffen. 

Gleichzeitig muss in § 81 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 WindSeeG die Frist zur Fertigstellung des gesam-

ten Windparks von sechs auf zwölf Monate nach dem VFT verlängert werden, so dass die 

OWP-Entwickler Rechts- und Investitionssicherheit beim Aufbau des Windparks unter den 

oben genannten Herausforderungen haben. Mit der Kombination beider Anpassungsvor-

schläge wird auch gewährleistet, dass es zu keiner ungewollten Verzögerung der Fertigstellung 

des Windparks kommt.  

Dieser Vorschlag sollte zum einen durch die Einfügung der folgenden Sätze 5 bis 7 und einer 

weiteren Anpassung in § 17d Abs. 2 EnWG umgesetzt werden: 

„(2) […] Nach Bekanntmachung der voraussichtlichen Fertigstellungstermine nach Satz 3 

hat der anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbetreiber mit den Betreibern der Wind-

energieanlage auf See, die gemäß den §§ 20, 21, 34 oder 54 des Windenergie-auf-See-Ge-

setzes einen Zuschlag erhalten haben, einen Realisierungsfahrplan abzustimmen, der die 

zeitliche Abfolge für die einzelnen Schritte zur Errichtung der Windenergieanlage auf See 

und zur Herstellung des Netzanschlusses enthält. Der Realisierungsfahrplan soll regeln, 

dass sechs Wochen vor dem verbindlich gewordenen voraussichtlichen Fertigstellungs-

termin Windenergieanlagen auf See im Umfang von mindestens 30% der bezuschlagten 

Gebotsmenge einschließlich der dazugehörigen parkinternen Verkabelung sowie der für 

die Anbindung an das Netzanbindungssystem notwendigen OWP-Komponenten instal-

liert sein sollen. Der Realisierungsfahrplan soll auch regeln, dass dem Betreiber der 

Windenergieanlagen auf See möglichst sechs Monate vor dem voraussichtlichen Fertig-

stellungstermin der Beginn des Kabeleinzugs ermöglicht werden soll. Zudem Dabei sind 

die Fristen zur Realisierung der Windenergieanlage auf See gemäß § 81 des Windenergie-

auf-See-Gesetzes und die Vorgaben gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 4 des Windenergie-auf-

See-Gesetzes im Flächenentwicklungsplan zu berücksichtigen. […]“ 

Damit verbunden sollte folgende Anpassung des § 81 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 WindSeeG vorge-

nommen werden: 

„(2) Bezuschlagte Bieter müssen  

[…] 

5. innerhalb von sechs zwölf Monaten nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin ge-

genüber der Bundesnetzagentur den Nachweis erbringen, dass die technische Betriebsbe-

reitschaft der Windenergieanlagen auf See insgesamt hergestellt worden ist; diese 
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Anforderung ist erfüllt, wenn die installierte Leistung der betriebsbereiten Anlagen min-

destens zu 95 Prozent der bezuschlagten Gebotsmenge entspricht. […]“ 

Zudem sind gleichlautende Änderungen ebenfalls in § 17d Abs. 8 Nr. 3 EnWG für Windenergie-

anlagen auf See im Küstenmeer vorzunehmen: 

„(8) […] Der Inhaber der Genehmigung für die Errichtung der Windenergieanlagen auf See 

muss  

[…] 

3. innerhalb von sechs zwölf Monaten nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin ge-

genüber der Bundesnetzagentur den Nachweis erbringen, dass die technische Betriebsbe-

reitschaft der Windenergieanlagen auf See insgesamt hergestellt worden ist; diese Anfor-

derung ist erfüllt, wenn die installierte Leistung der betriebsbereiten Anlagen mindestens 

zu 95 Prozent der genehmigten installierten Leistung entspricht.“ 

Die vorgeschlagenen Änderungen sollten aus Sicht des BDEW ausschließlich in Kombination 

miteinander umgesetzt werden. Zudem sollten diese Änderungen bereits für die im Jahr 2025 

ausgeschriebenen Flächen greifen, um möglichst schnell zur Entwicklung der 2-GW-ONAS und 

-OWPs positiv beizutragen. 

 


